
S Dıie wenıgen «mutigen» Bischotfsworte
wurden ZU Zeugnis tfür eınen grundsätzlıchen,Johannes eumann allgemeinen und totalen Wıderstand der Kıirchen

das Nazısystem hochstilisiert, obwohl sS$1eDie Rolle der Amtskirche in tast ausschliefßlich Klosterstürmereıen,
Konkordatsverletzungen der Euthanasieder Bundesrepublık (chrıstlicher) Geisteskranker gerichtet recn s$1e

Deutschland galten also zunaächst den eigenen kırchlichen
Interessen.

Die Konkordafe miıt den deutschen Staaten
(Bayern, Preußen, Baden) sınd ZzUu Zeitpunkt

Den Zusammenbruch des «Dritten Reiches» hat- ıhres Abschlusses Jjeweıls VO den kırchlichen
ten L11Ur: die beiden großen Kırchen als «Einrich- Oberhirten als bedauernswerte Kompromisse
tungen VO hohem Rang, starkem Eintflu(ßß und beklagt worden. Nach 1945 jedoch wurden sıe
ansehnlicher organısatorischer Festigkeit» mıiıt dem Reichskonkordat, das mıt
Weber) relatıv unbeschadet überstanden. Dıie der nationalsozıalıistischen Reichsregierung ab-
demokratischen Parteiıen un die VO  e} den Nazıs geschlossen Wal, als unverletzliche Rechtsgrund-
aufgelösten Organısatıonen, die Gewerkschaftten lage des Verhältnisses VO Staat un Kırche
ZU Beıispiel, mußten zunächst ıhre Institutio- hingestellt”. Die in den deutschen Ländern un:

Kommunen autzubauende öftfentliche GewaltNEeN wieder autbauen un: Cu«c Programme ent-
wickeln. Andere Organısatiıonen, etwa dıe Ver- hütete sıch, diesem behaupteten kıirchlichen
schiedenen Kammern und Verbände, Besitzstand nahezutreten. Dies galt auch für
ebenso WI1e€e die öffentliche Verwaltung durch das solche Regierungen, die der Posıition der Kırchen
Verhalten ıhrer Mitglieder bzw Vertreter 1mM fernstanden. Sıe wollten und konnten sıch
«Drıitten Reich» kompromiuittiert. Sıe alle mußten nıcht dem Verdacht aussetzen, die Kırchenver-

der oftmals weder tachkundigen och folgung der Nationalsozialisten ortzuführen.
wohlmeinenden Kuratel der Besatzungsmächte Dazu kam, da{ß die Besatzungsmächte 1n den
muhsam Nullpunkt beginnen. deutschen Kirchen ıhre wichtigsten Verbündeten

Dıieser organısatorische Wiıederautbau blieb sahen, die ıhnen zudem Auskuntft ber die oka-
den Kirchen erspart. Vor allem die katholische len Eınflußpersonen geben, be1 der sozıalen Ver-
Kırche fühlte sıch nıcht L1LUTX 1ın gewiısser Weıse auf SOrgunNng der Bevölkerung behiltflich und (den
Seıite der Sıeger, sondern wurde sowohl VO  } den Amerikanern be1 der Entnazifizierung nutzlıch

seın konnten\Alluerten als auch VO  e} der Bevölkerung dement- An den Stellungnahmen der ka-
sprechend behandelt un hochgeschätzt. Sıe galt tholischen deutschen Bischöfte ach 1945 tällt
allen Tatsachen der Jüngsten Geschichte ZU auf,; wI1e wen12 ernsthaft darüber nachgedacht
TIrotz als Hort der Freiheıt. In den Vertas- wurde, Warum und w1e€e 6S der Katastrophe des
SUNSCH der deutschen Länder konnten sıch die Nationalsoz1ıalısmus und der schließlichen Nıe-
Kirchen arum teilweise eıne beachtliche Stel- derlage gekommen 1Sst Wenn diese Fragen ber-
lung und in der polıtischen Realıtät beträchtli- haupt angesprochen wurden, wırd Vor allem das
chen Einflufß sıchern. Unglück beklagt, das alle erleiıden mussen, weıl

Dıie Kırchen und ıhre Reprasentanten, VOTr einıge « gottlos» gehandelt haben und den Lehren
allem die Bıschöfe, wurden generell W1€e Vertolg- der Kırche nıcht gefolgt sınd

des Nazıregimes behandelt, hne da{fß das Sehr bald jedoch stehen die alten Themen
Verhalten der einzelnen geprülft wurde. Offen- wieder 1im Mittelpunkt der bischöflichen Aus-
kundige Sympathisanten des Nationalsozıialıs- führungen: Dıie allgemeıine Unsittlichkeıit, die
INUs den Geıistlichen wurden als fatale Getahren für die Tugend der Reinheıt, die He1-
Eınzelgänger Au dem öffentlichen Wırken abge- lıgkeit der Famılie un: die katholische Bekennt-

Das wohlwollende Verhalten mancher nısschule. Dıie letztere wiıird ZU Prütstein e_

Biıschöfe, Priester und tführender Laien iA= klärt,; dem die katholischen Wähler die Abge-
ordneten mmessch haben «Wır erwarten VOber dem Nationalsoz1ıalısmus als dem Bollwerk

<«christlich-deutscher Sıtte» und Vorkämpfer gSC- den Abgeordneten, denen das katholische olk
CN den kulturzersetzenden Bolschewısmus, seıne Stimme o1bt, eın mannhafttes Eıintreten für
z1alısmus un:! verjudeten Liberalısmus War er- die kirchlichen Forderungen. »
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lichen Grundrechtes W 1e des >vollen Elternrech-Im Blick auf die Ausarbeitung eıner Bundes-
verfassung betonen die Bıschöfe, die Katholiken tes fehlen läßt, NUur als eın vorläufiges betrach-

wollten dafür SOrFSCNH, da{ß die Grundsteine des te  5 >> Ausdrücklich erklären s1e, da{ß s$1e auf diese
staatlıchen Autbauwerks «mıt der Ehrfurcht VOTr Forderungen weder verzichten können och
Gott gesalbt un:! nıcht in den Schatten der Got- werden.
testerne gelegt werden. Jeder Bausteın soll ach Ottenbar konnten sıch die Bischöfe gar nıcht
den Bauplänen (Gottes geformt un: DESETIZL WOCI- vorstellen, WI1e S$1Ce und das «katholische V01k»
den, ob es sıch unverletzliche Personenrechte hne «Gegner» zusammenhalten un hne
handelt der Gemeinschaftspflichten, «Kampf» auskommen können, enn s$1e drohen:
den Schutz der Famılie und die Heılıgkeit der «Miıt dieser Ablehnung unNnserer Forderungen 1st
Ehe der das Lebensrecht des Kindes un: das unNns eın Kampft aufgezwungen, der verhindern
naturgegebene Erziehungsrecht der Eltern, der SCWESCN ware ®3 wenn INan ullseren ernsten
ob Eigentumsrechte gewährleistet un: Eıgen- Mahnungen Gehör geschenkt hätte.» Den

Bischöten 1st offenbar weder das Anmaßendetumspflichten eingeschärft werden.n  W  n  E  T  OE N N  S  AA  c-l"'a‚.)%  Ra  E  G  5ÄCHLICH?  S WELCHE POLITISCHE ROLLE SPIELT DIE KIRCHE TAT!  lichen Grundrechtes — wie de$ Avollen Elternrech-  Im 4Bl}ick auf die Äusarbeitung einer Bundes-  _ verfassung betonen die Bischöfe, die Katholiken  tes — fehlen läßt, nur als ein vorläufiges betrach-  _ wollten dafür sorgen, daß die Grundsteine des  ten.» Ausdrücklich erklären sie, daß sie auf diese  staatlichen Aufbauwerks «mit der Ehrfurcht vor  Forderungen weder verzichten können noch  Gott gesalbt und nicht in den Schatten der Got-  werden.  tesferne gelegt werden. Jeder Baustein soll nach  Offenbar konnten sich die Bischöfe gar nicht  den Bauplänen Gottes geformt und gesetzt wer-  vorstellen, wie sie und das «katholische Volk»  den, ob es sich um unverletzliche Personenrechte  ohne «Gegner» zusammenhalten und ohne  handelt oder. um Gemeinschaftspflichten, um  «Kampf» auskommen können, denn sie drohen:  den Schutz der Familie und die Heiligkeit der  «Mit dieser Ablehnung unserer Forderungen ist  Ehe oder um das Lebensrecht des Kindes und das  uns ein Kampf aufgezwungen, der zu verhindern  naturgegebene Erziehungsrecht 'der Eltern, oder  gewesen wäre  .. WENN Man unseren ernsten  ob Eigentumsrechte gewährleistet und Eigen-  Mahnungen  . Gehör geschenkt hätte.» Den  Bischöfen ist offenbar weder das Anmaßende  tumspflichten eingeschärft werden. ... Die Wah-  rung der Rechte und Freiheit der Kirche wird für  ihres Verhaltens, noch das Makabre in ihrer  die christliche Lebensgestaltung im Staate von  Formulierung aufgefallen: Auch Hitler hatte im-  ausschlaggebender Bedeutung ... sein. Dieser  mer vom «aufgezwungenen Kampf» gesprochen.  Verantwortung müssen sich die Wähler bewußt  Mit geradezu apokalyptischer Rhetorik rufen  sein, die durch ihre Stimmen die Bauleute beru-  sie schließlich «unser ganzes katholisches Volk»  fen, die die Verfassung des Staates zu gestalten ...  auf zur «Verteidigung des Elternrechts und der  haben ... Diejenigen aber, die vom christlichen  Gewissensfreiheit. Unser Volk weiß jetzt, wel-  Volk zur christlichen Aufbauarbeit erwählt wor-  zur Ent-  che wichtigen kulturellen Fragen  den sind, haben die heilige Pflicht, ganz und gar  scheidung stehen. Bei den zukünftigen Wahlen  nach den Grundsätzen Christi zu handeln ...»  wird es die Antwort geben auf die in Bonn durch  Bezüglich der Bedeutung der Massenkommuni-  die parlamentarische Mehrheit erfolgte Zurück-  kationsmittel fahren die Bischöfe fort und sagen:  weisung seines Rechtsanspruches.» Abschlie-  ßend versichern sie, daß sie sich «in dieser  «Es ist nicht gleichgültig, wie das Drehbuch eines  Films geschrieben und die Rollen bei den Auf-  Schicksalsstunde mit unserem gesamten deut-  nahmen gespielt werden.»* Daß sie dabei nicht  schen Volk in Liebe verbunden» fühlen und  künstlerische Qualitäten im Auge haben, dürfte  erklären sich bereit, sich «mit allen anderen  klar sein. Es ging nicht nur um die Durchdrin-  gutwilligen Kräften» für einen «gesunden Wie-  gung, sondern um Beherrschung aller gesell-  deraufbau» einzusetzen”.  schaftlich bedeutsamen Positionen. Doch die  Die bislang angesprochenen Themen ziehen  bischöfliche Mahnung hatte nicht den gewünsch-  sich nun wie ein roter Faden durch die Hirten-  ten politischen Erfolg. Die zu hoch gesteckten  schreiben bis in die Gegenwart. Die deutliche  Ziele konnten nicht erreicht werden.  Werbung für Abgeordnete mit «christlicher Ein-  Darum beklagten die bundesdeutschen Bi-  stellung» wurde in den sechziger Jahren etwas  schöfe in ihrem «Hirtenwort zum Grundgesetz  abgeschwächt. Wirkungsvoller als durch solche  der  Bundesrepublik Deutschland»  vom  verbalen Kraftakte, die sich durch weitere Bei-  20.5.1949, daß es nicht gelungen sei, «dem  spiele beliebig vermehren ließen, wirkten die  ganzen Grundgesetz die tiefere religiöse Bedeu-  Kirchen im Stillen erfolgreich am Ausbau ihres  tung zu geben». Es muß offen bleiben, ob die  Einflusses auf die öffentliche Gewalt.  Bischöfe die junge Republik verunglimpfen oder  provozieren wollten, wenn sie feststellten, die  Tatsache, daß der «Parlamentarische Rat» es  1. Aufbau der institutionellen Sicherungen  abgelehnt habe, von «gottgegebenen» Men-  schenrechten zu sprechen, gebe nun Anlaß zu  Den neuen, von den Besatzungsmächten abhän-  ernsten Bedenken. Vor allem beanstandeten sie,  gigen deutschen Staatswesen fehlten weithin  daß das Elternrecht auf eine religiöse öffentliche  nicht nur die politische Legitimation, sondern  Schule verletzt sei. Im Namen des ganzen katho-  vor allem auch das notwendige Staatsbewußtsein  lischen Volkes erklären sie darum feierlich: «Wir  und die entsprechenden Symbole. In dieses Va-  können dieses Grundgesetz, das es an der Aner-  kuum traten, gerufen oder ungerufen, die Kir-  chen: Sie umrahmten die staatlichen Feiern, bei-  kennung eines so Wesenfclichen und unveräußer-  498Die Wah-
Irung der Rechte und Freiheıit der Kırche wırd für ıhres Verhaltens, och das Makabre 1n ıhrer
die christliche Lebensgestaltung 1mM Staate VO  3 Formulierung aufgefallen: uch Hıtler hatte 1M-
ausschlaggebender Bedeutung se1in. Dieser LET VO «aufgezwungenen Kampf» gesprochen.
Verantwortung mussen sıch die Wiähler bewußt Mıt geradezu apokalyptischer Rhetorik ruten
se1n, die durch ıhre Stimmen die Bauleute beru- S1Ee schließlich «unser SaANZCS katholisches Volk»
ten, die die Verfassung des Staates gestaltenn  W  n  E  T  OE N N  S  AA  c-l"'a‚.)%  Ra  E  G  5ÄCHLICH?  S WELCHE POLITISCHE ROLLE SPIELT DIE KIRCHE TAT!  lichen Grundrechtes — wie de$ Avollen Elternrech-  Im 4Bl}ick auf die Äusarbeitung einer Bundes-  _ verfassung betonen die Bischöfe, die Katholiken  tes — fehlen läßt, nur als ein vorläufiges betrach-  _ wollten dafür sorgen, daß die Grundsteine des  ten.» Ausdrücklich erklären sie, daß sie auf diese  staatlichen Aufbauwerks «mit der Ehrfurcht vor  Forderungen weder verzichten können noch  Gott gesalbt und nicht in den Schatten der Got-  werden.  tesferne gelegt werden. Jeder Baustein soll nach  Offenbar konnten sich die Bischöfe gar nicht  den Bauplänen Gottes geformt und gesetzt wer-  vorstellen, wie sie und das «katholische Volk»  den, ob es sich um unverletzliche Personenrechte  ohne «Gegner» zusammenhalten und ohne  handelt oder. um Gemeinschaftspflichten, um  «Kampf» auskommen können, denn sie drohen:  den Schutz der Familie und die Heiligkeit der  «Mit dieser Ablehnung unserer Forderungen ist  Ehe oder um das Lebensrecht des Kindes und das  uns ein Kampf aufgezwungen, der zu verhindern  naturgegebene Erziehungsrecht 'der Eltern, oder  gewesen wäre  .. WENN Man unseren ernsten  ob Eigentumsrechte gewährleistet und Eigen-  Mahnungen  . Gehör geschenkt hätte.» Den  Bischöfen ist offenbar weder das Anmaßende  tumspflichten eingeschärft werden. ... Die Wah-  rung der Rechte und Freiheit der Kirche wird für  ihres Verhaltens, noch das Makabre in ihrer  die christliche Lebensgestaltung im Staate von  Formulierung aufgefallen: Auch Hitler hatte im-  ausschlaggebender Bedeutung ... sein. Dieser  mer vom «aufgezwungenen Kampf» gesprochen.  Verantwortung müssen sich die Wähler bewußt  Mit geradezu apokalyptischer Rhetorik rufen  sein, die durch ihre Stimmen die Bauleute beru-  sie schließlich «unser ganzes katholisches Volk»  fen, die die Verfassung des Staates zu gestalten ...  auf zur «Verteidigung des Elternrechts und der  haben ... Diejenigen aber, die vom christlichen  Gewissensfreiheit. Unser Volk weiß jetzt, wel-  Volk zur christlichen Aufbauarbeit erwählt wor-  zur Ent-  che wichtigen kulturellen Fragen  den sind, haben die heilige Pflicht, ganz und gar  scheidung stehen. Bei den zukünftigen Wahlen  nach den Grundsätzen Christi zu handeln ...»  wird es die Antwort geben auf die in Bonn durch  Bezüglich der Bedeutung der Massenkommuni-  die parlamentarische Mehrheit erfolgte Zurück-  kationsmittel fahren die Bischöfe fort und sagen:  weisung seines Rechtsanspruches.» Abschlie-  ßend versichern sie, daß sie sich «in dieser  «Es ist nicht gleichgültig, wie das Drehbuch eines  Films geschrieben und die Rollen bei den Auf-  Schicksalsstunde mit unserem gesamten deut-  nahmen gespielt werden.»* Daß sie dabei nicht  schen Volk in Liebe verbunden» fühlen und  künstlerische Qualitäten im Auge haben, dürfte  erklären sich bereit, sich «mit allen anderen  klar sein. Es ging nicht nur um die Durchdrin-  gutwilligen Kräften» für einen «gesunden Wie-  gung, sondern um Beherrschung aller gesell-  deraufbau» einzusetzen”.  schaftlich bedeutsamen Positionen. Doch die  Die bislang angesprochenen Themen ziehen  bischöfliche Mahnung hatte nicht den gewünsch-  sich nun wie ein roter Faden durch die Hirten-  ten politischen Erfolg. Die zu hoch gesteckten  schreiben bis in die Gegenwart. Die deutliche  Ziele konnten nicht erreicht werden.  Werbung für Abgeordnete mit «christlicher Ein-  Darum beklagten die bundesdeutschen Bi-  stellung» wurde in den sechziger Jahren etwas  schöfe in ihrem «Hirtenwort zum Grundgesetz  abgeschwächt. Wirkungsvoller als durch solche  der  Bundesrepublik Deutschland»  vom  verbalen Kraftakte, die sich durch weitere Bei-  20.5.1949, daß es nicht gelungen sei, «dem  spiele beliebig vermehren ließen, wirkten die  ganzen Grundgesetz die tiefere religiöse Bedeu-  Kirchen im Stillen erfolgreich am Ausbau ihres  tung zu geben». Es muß offen bleiben, ob die  Einflusses auf die öffentliche Gewalt.  Bischöfe die junge Republik verunglimpfen oder  provozieren wollten, wenn sie feststellten, die  Tatsache, daß der «Parlamentarische Rat» es  1. Aufbau der institutionellen Sicherungen  abgelehnt habe, von «gottgegebenen» Men-  schenrechten zu sprechen, gebe nun Anlaß zu  Den neuen, von den Besatzungsmächten abhän-  ernsten Bedenken. Vor allem beanstandeten sie,  gigen deutschen Staatswesen fehlten weithin  daß das Elternrecht auf eine religiöse öffentliche  nicht nur die politische Legitimation, sondern  Schule verletzt sei. Im Namen des ganzen katho-  vor allem auch das notwendige Staatsbewußtsein  lischen Volkes erklären sie darum feierlich: «Wir  und die entsprechenden Symbole. In dieses Va-  können dieses Grundgesetz, das es an der Aner-  kuum traten, gerufen oder ungerufen, die Kir-  chen: Sie umrahmten die staatlichen Feiern, bei-  kennung eines so Wesenfclichen und unveräußer-  498auf Z «Verteidigung des Elternrechts un: der
habenn  W  n  E  T  OE N N  S  AA  c-l"'a‚.)%  Ra  E  G  5ÄCHLICH?  S WELCHE POLITISCHE ROLLE SPIELT DIE KIRCHE TAT!  lichen Grundrechtes — wie de$ Avollen Elternrech-  Im 4Bl}ick auf die Äusarbeitung einer Bundes-  _ verfassung betonen die Bischöfe, die Katholiken  tes — fehlen läßt, nur als ein vorläufiges betrach-  _ wollten dafür sorgen, daß die Grundsteine des  ten.» Ausdrücklich erklären sie, daß sie auf diese  staatlichen Aufbauwerks «mit der Ehrfurcht vor  Forderungen weder verzichten können noch  Gott gesalbt und nicht in den Schatten der Got-  werden.  tesferne gelegt werden. Jeder Baustein soll nach  Offenbar konnten sich die Bischöfe gar nicht  den Bauplänen Gottes geformt und gesetzt wer-  vorstellen, wie sie und das «katholische Volk»  den, ob es sich um unverletzliche Personenrechte  ohne «Gegner» zusammenhalten und ohne  handelt oder. um Gemeinschaftspflichten, um  «Kampf» auskommen können, denn sie drohen:  den Schutz der Familie und die Heiligkeit der  «Mit dieser Ablehnung unserer Forderungen ist  Ehe oder um das Lebensrecht des Kindes und das  uns ein Kampf aufgezwungen, der zu verhindern  naturgegebene Erziehungsrecht 'der Eltern, oder  gewesen wäre  .. WENN Man unseren ernsten  ob Eigentumsrechte gewährleistet und Eigen-  Mahnungen  . Gehör geschenkt hätte.» Den  Bischöfen ist offenbar weder das Anmaßende  tumspflichten eingeschärft werden. ... Die Wah-  rung der Rechte und Freiheit der Kirche wird für  ihres Verhaltens, noch das Makabre in ihrer  die christliche Lebensgestaltung im Staate von  Formulierung aufgefallen: Auch Hitler hatte im-  ausschlaggebender Bedeutung ... sein. Dieser  mer vom «aufgezwungenen Kampf» gesprochen.  Verantwortung müssen sich die Wähler bewußt  Mit geradezu apokalyptischer Rhetorik rufen  sein, die durch ihre Stimmen die Bauleute beru-  sie schließlich «unser ganzes katholisches Volk»  fen, die die Verfassung des Staates zu gestalten ...  auf zur «Verteidigung des Elternrechts und der  haben ... Diejenigen aber, die vom christlichen  Gewissensfreiheit. Unser Volk weiß jetzt, wel-  Volk zur christlichen Aufbauarbeit erwählt wor-  zur Ent-  che wichtigen kulturellen Fragen  den sind, haben die heilige Pflicht, ganz und gar  scheidung stehen. Bei den zukünftigen Wahlen  nach den Grundsätzen Christi zu handeln ...»  wird es die Antwort geben auf die in Bonn durch  Bezüglich der Bedeutung der Massenkommuni-  die parlamentarische Mehrheit erfolgte Zurück-  kationsmittel fahren die Bischöfe fort und sagen:  weisung seines Rechtsanspruches.» Abschlie-  ßend versichern sie, daß sie sich «in dieser  «Es ist nicht gleichgültig, wie das Drehbuch eines  Films geschrieben und die Rollen bei den Auf-  Schicksalsstunde mit unserem gesamten deut-  nahmen gespielt werden.»* Daß sie dabei nicht  schen Volk in Liebe verbunden» fühlen und  künstlerische Qualitäten im Auge haben, dürfte  erklären sich bereit, sich «mit allen anderen  klar sein. Es ging nicht nur um die Durchdrin-  gutwilligen Kräften» für einen «gesunden Wie-  gung, sondern um Beherrschung aller gesell-  deraufbau» einzusetzen”.  schaftlich bedeutsamen Positionen. Doch die  Die bislang angesprochenen Themen ziehen  bischöfliche Mahnung hatte nicht den gewünsch-  sich nun wie ein roter Faden durch die Hirten-  ten politischen Erfolg. Die zu hoch gesteckten  schreiben bis in die Gegenwart. Die deutliche  Ziele konnten nicht erreicht werden.  Werbung für Abgeordnete mit «christlicher Ein-  Darum beklagten die bundesdeutschen Bi-  stellung» wurde in den sechziger Jahren etwas  schöfe in ihrem «Hirtenwort zum Grundgesetz  abgeschwächt. Wirkungsvoller als durch solche  der  Bundesrepublik Deutschland»  vom  verbalen Kraftakte, die sich durch weitere Bei-  20.5.1949, daß es nicht gelungen sei, «dem  spiele beliebig vermehren ließen, wirkten die  ganzen Grundgesetz die tiefere religiöse Bedeu-  Kirchen im Stillen erfolgreich am Ausbau ihres  tung zu geben». Es muß offen bleiben, ob die  Einflusses auf die öffentliche Gewalt.  Bischöfe die junge Republik verunglimpfen oder  provozieren wollten, wenn sie feststellten, die  Tatsache, daß der «Parlamentarische Rat» es  1. Aufbau der institutionellen Sicherungen  abgelehnt habe, von «gottgegebenen» Men-  schenrechten zu sprechen, gebe nun Anlaß zu  Den neuen, von den Besatzungsmächten abhän-  ernsten Bedenken. Vor allem beanstandeten sie,  gigen deutschen Staatswesen fehlten weithin  daß das Elternrecht auf eine religiöse öffentliche  nicht nur die politische Legitimation, sondern  Schule verletzt sei. Im Namen des ganzen katho-  vor allem auch das notwendige Staatsbewußtsein  lischen Volkes erklären sie darum feierlich: «Wir  und die entsprechenden Symbole. In dieses Va-  können dieses Grundgesetz, das es an der Aner-  kuum traten, gerufen oder ungerufen, die Kir-  chen: Sie umrahmten die staatlichen Feiern, bei-  kennung eines so Wesenfclichen und unveräußer-  498Diejenigen aber, die VO christlichen Gewissenstreıiheıit. Unser olk weıß jetzt, wel-
olk Zur christlichen Autbauarbeit erwählt WOT- ZuUur Ent-che wichtigen kulturellen Fragen
den sınd, haben die heılıge Pflicht, Sanz un:! Sal scheidung stehen. Bei den zukünftigen Wahlen
ach den Grundsätzen Christı handeln wırd 6S die Antwort geben aut die in Oonn durch
Bezüglıch der Bedeutung der Massenkommuni- die parlamentarısche Mehrheıt erfolgte Zurück-
katiıonsmuittel tahren die Bischöte fort und weısung seınes Rechtsanspruches. » Abschlie-

Rend versichern s1e, dafß S$1e sıch «1n dieser«Es 1sSt nıcht gleichgültig, w1e das Drehbuch eınes
Films geschrieben un: die Rollen be1 den Aut- Schicksalsstunde mıt unNnserem eut-
nahmen gespielt werden.» Da S1e dabe;j nıcht schen olk in Liebe verbunden» fühlen und
künstlerische Qualitäten 1mM Auge haben, dürfte erklären sıch bereit, sıch «mıt allen anderen
klar se1ın. Es gying nıcht 1Ur die Durchdrin- gutwilliıgen Kräften» für eınen «gesunden Wıe-
SunNg, sondern Beherrschung aller gesell- deraufbau» einzusetzen
schaftlich bedeutsamen Posıtionen. och die Dıie bislang angesprochenen Themen zıehen
bischöfliche Mahnung hatte nıcht den gewünsch- sıch U  n} wıe eın Faden durch die Hırten-
ten politischen Ertolg. Die hoch gesteckten schreiben bıs in die Gegenwart. Die deutliche
Ziele konnten nıcht erreicht werden. Werbung für Abgeordnete mMiıt «christlicher Eın-

Darum beklagten dıe bundesdeutschen Bı- stellung» wurde in den sechziger Jahren
schöfe ın ıhrem «Hırtenwort ZU Grundgesetz abgeschwächt. Wırkungsvoller als durch solche
der Bundesrepublik Deutschland» VO verbalen Kraftakte, die sıch durch weıtere Be1i-
20. 5. 1949, da{fß CS nıcht gelungen sel,; «dem spiele beliebig vermehren ließen, wırkten die
SaNzZCH Grundgesetz die tietere relig1öse Bedeu- Kirchen 1m tillen erfolgreich Ausbau ıhres
tung geben». Es mu{ß offen bleiben, ob die Eintlusses aut die öffentliche Gewalt.
Biıschöfe die Junge Republık verunglımpfen der
provozıeren wollten, Wenn S1e teststellten, die
Tatsache, da{ß der «Parlamentarische Rat» 6cs Aufbau der ınstitutionellen Sıcherungen
abgelehnt habe, VO «gottgegebenen» Men-
schenrechten sprechen, gebe 1U  e Anlafß Den VO den Besatzungsmächten abhän-
ernsten Bedenken. Vor allem beanstandeten s1€, gyigen deutschen Staatswesen ehlten weıthin
dafß das Elternrecht aut eıne relıg1öse öffentliche nıcht L1UX die politische Legıtımation, sondern
Schule verletzt se]l. Im Namen des gaNzZCH katho- VOT allem auch das notwendıge Staatsbewußtsein
ıschen Volkes erklären s$1e arum teierlich: «Wır und die entsprechenden Symbole. In dieses Va-
können dieses Grundgesetz, das es der Aner- uum traten, gerufen der ungerutfen, dıe Kır-

chen Sıe umrahmten die staatlıchen Feiern, be1i-kennung eınes Wesenfclichen un:! unveräußer-
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spielsweiıse die «Gelöbnisse» für die Beamten der che auf Landesebene un: landespolitischen
Republik un stellten iıhre Embleme Zur Belangen dienen Das uro dieser Art

Verfügung S1€e wırkten MI be1i der Formulierung entstand den fünfziger Jahren Düsseldorfals
der Verfassungen un!: der Konzeption «Katholi:sches uro Nordrhein-Westfalen» das
gesellschaftlicher Ordnungen und Gesetze, SsC1 6S letzte 1974 Stuttgart für dıe Diozesen Freiburg
durch Abgeordnete, die sıch Parteıen_ un: Rottenburg Das 1965 Niıedersachsen MItTt

mengeschlossen hatten, dıe bewußt <christlich» Sıtz Hannover eingerichtete «Katholische Bü-
handeln wollten, oder durch direkte Eintlufßnah- 10>» 1ST C1iNEC Frucht des Konkordats zwischen dem

autf die polıtischen Reprasentanten selbst Heiligen Stuhl un: dem Land Niedersachsen
Bereıts ein Jahr VOTFr der Geburt der Bundesre- VO 78 1965 dessen Artikel vereinbart

publik Deutschland errichtete die katholische worden WAar, da{fß die Vertragspartner allen
Kırche eine zentrale Verbindungsstelle onnn «Fragen ıhres Verhältnisses ständigen
ZUrFr Wahrnehmung der kirchlichen Interessen Kontakt» herstellen werden.
eım staatlıchen Wiederautbau 1948 Aus dieser In Bayern sınd die Kontakte 7zwischen der

der Welt eiNZIgHKArtıgEN offiziellen Arbeıitsstelle Staatsregierung und der Nuntıatur bzw dem
der deutschen Bischöte Sıtz der Bundesregie- Episkopat CN un: (fast) alle für die Kırche

interessanten Bereiche durch das mehrfach C1I-rung entwickelte sıch das SOgENANNTLE «Katholi-
sche Büro» Es verfügt heute ber Arbeitskreise DaNZiC Konkordat abgesichert, dafß der
und Kommuissıonen tür die einzelnen Sachgebie- bayerischen Kırche ein Bedürtnis ach
te, die jeweıls VO Reterenten betreut werden, CISCNCHM Uro nıcht bestehen scheıint Die
un:! ber ständige Kontakte sowohl ZUr: Nuntıa- Schwerpunkte der «Büros» be1 den Ländern
fur als auch ZU Sekretarıat der Deutschen Bı- liegen auf bildungs und schulpolitischen Sekto-
schofskonferenz, ZU Zentralkomuitee der eut- ren S1e 1I1USseN sıch jedoch «der Behandlung
schen Katholiken un: ZU Deutschen Carıtas- Fragen enthalten die den Zuständig-
verband den Katholischen Büros den keitsbereich des Heılıgen Stuhles bzw der Nun-
verschiedenen Bundesländern L1atur gehören» (Einrichtungsurkunde des Ka-

es sıch Gesetzgebungsvorhaben han- tholischen Buros Saarbrücken) In diesem Be-
delt der Fragen des Umwelt- der enk- reich haben SIC 1Ur die Funktion VO Intorman-
malschutzes, der Filmförderung der Fragen der ten Es gilt also auch diesbezüglıch WI1e Ge-
technıschen Kommunikationsmuittel DPerso- SAam(tSyStem der katholischen Kırche die strengste
nalprobleme der Bundeswehr der Fınanzıe- hierarchische Gliederung
rungsfragen, 1ST die katholische Kırche Der katholischen Kirche der Bundesrepu-
durch das «Katholische Buro» offiziell blık Deutschland 1ST MItTt diesen «Büros» gelun-
Darüber hınaus wırd der persönliche Kontakt SCH, flächendeckend e1iNEC samtlıche Staatsorgane
den Abgeordneten des Deutschen Bundestages, umftassende Lobby schaffen Darüber hınaus
den (höheren) Beamten der Bundesmiuinisterien halten die «Büros» Kontakte nıcht NUr den
un:! Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens politischen Parteıen, sondern auch allen ZC-
durch den «Wilhelm Böhler-Club» gewährleı- sellschaftlich relevanten Gruppen, eLtwa den
steit Auf diese VWeıse 1ST die Kırche nıcht NUur Gewerkschatten und den Instıtutionen der W1ıs-
frühzeıtig ber alle auf Bundesebene geplanten senschatts und Bıldungsförderung Insbesonde-

Bereich des Soz1alwesens hat die katholi-Mafßnahmen unterrichtet, sondern bereıts auch
den Vorarbeıten wirkungsvoll beteilıgt LDa- sche Kırche ıhre naturrechtlich begründete Vor-

durch 1St allen Bereichen nıcht alleın eiNEe stellung VO «Subsidiarıtätsprinz1ıpi» nıcht NUur

Einflußnahme der Kırche möglıch sondern auch das geltende Recht implantıeren, sondern auch
siıchergestellt, dafß S1IC den staatlıchen Subven- allgemeınen Bewußtsein verankern können
LLONEN, VO Bıldungswesen bıs ZUur Entwick-
lungshilfe und Ausländerbetreuung, «den ıhr
gebührenden» Anteıl erhält

Im Laute der Jahre wurden Einvernehmen Die Mitwirkung der Amtskirche beı bonkreten
polıtischen Entscheidungen

MItTt dem Heıliıgen Stuhl ı den einzelnen Bundes-
ändern EISCNC kiırchliche Buüros geschaffen, dıe Im Rahmen dieser kurzen Darstellung annn
VO den Diözesen des jeweılıgen Landes nıcht aufgezeigt werden, WIC, un: auf welche
werden un vornehmlich dem Einfluß der Kır- Weıse die Vertreter der Amtskirche durch be-
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stımmte Einflußnahmen auf die Beratungen der Ehe- und Famıilienrechts in ıhrem Sınn:
Landesverfassungen un des Grundgesetzes be- Das Eherecht habe VO  3 der grundsätzlichenreıts die verfassungsmäfßigen Grundlagen für ıhre Unscheidbarkeit der Ehe auszugehen;künftigen Posıtionen vorbereıteten: CS soll viel- die obligatorische Zivilehe se1 abzuschaffen:
mehr lediglich angedeutet werden, in welchen entsprechend der natürlichen un: göttliıchenSachbereichen die kirchlichen Interessen durch- Ordnung MUSSE  S das letzte Entscheidungsrecht
gESETZL werden konnten. nıcht NUur dem Vater, sondern auch dem Ehe-
2 Bereıts in den ersten Jahren des Bestehens 1I1ann zukommen ;

der Bundesrepublik die konzertierten die außer Haus arbeitende Ehefrau un: Mutter
Bemühungen der deutschen Amtskirche den Ge- dürfe nıcht begünstigt werden.
setzgeber in die peinliche Sıtuation, eın vertas- In ıhrem Hırtenbrief VO 30 1953 stellen
sungswidriges Gesetz erlassen. Der Vorgang die Bischöfte fest: Der Mann se1l das Haupt der
War urz folgender: Das Grundgesetz Ehefrau un:! der Kınder. VWer das anzweılfle,

stelle sıchstellt in Art Abs lapıdar test: «Männer und
Frauen sınd gleichberechtigt. » Um verme1- Gottes Wort un: die Lehre der Kırche,
den, dafß W1e 1n der Verfassung VO Weımar die «wahre Natur der menschlichen
wesentlıche Verfassungsaussagen 198088 als «Pro- Liebe»,
grammsatze» exıstierten, hatten die Väter des (Csottes Autorıität, da diese durch die
Grundgesetzes durch Artikel 117 den (Gesetz- Autorität des Mannes exemplarisch dargestelltgeber verpflichtet, das dieser Norm ENILZESENSLE- werde.
hende Recht spatestens ZU 31 1953 dem LNECU- Die Bischöte behaupten, diese Grundsätze

Verfassungsrecht AaNZUPAaSSCH. Entgegenste- würden für jede, auch die nıchtchristliche Ehe
hendes Recht enthielten jedoch die ehe- un: gelten. Der Hirtenbrief insınulert das Bevorste-
famılienrechtlichen Bestimmungen des seıt 1900 hen apokalyptischer Entscheidungen: «<«Es gehtgeltenden Bürgerlichen Gesetzbuches. Dıie AÄAmt- Ehe und Famlıulıie. Es geht die Grundlagenskirche engagıerte sıch mıt ıhrer gaNzZCNH Autor1- der Zukunft unseres Volkes. Es geht das
tat iınsbesondere für das «Letztentscheidungs- Reich Gottes !» Aufgrund dieses tiefgestaffeltenrecht» des Mannes un Vaters in allen Angele- Wiıderstandes der katholischen Kırche die
genheiten des Ehe- un: Famıilienlebens. Die «umstürzlerischen Vorschläge eıner talschen

Famıilienreform», die letztlich eıne «Verstaatlı-patrıarchalisch-hierarchische Struktur jeder Ehe
wurde als naturrechtlich, biblisch und theolo- chung der Familılıe ZU Ziel hätten»”, konnte das
gisch begründet dargestellt”. Dıie Bischöfe wand- Gesetz erst 18 1957 VO Bundestag verab-
ten sıch außer in einzelnen Stellungnahmen in schiedet werden. Mıt knapper Mehrheit wurde
Briefen den Justizminister (12 und das «Letztentscheidungsrecht des Mannes»
alle Abgeordneten des Deutschen Bundestages («Stichentscheid») mıt eıner Mißbrauchsklausel
(30 1953)° SOWIle in eiınem Hırtenwort VO eingefügt. Diese umkämpfte Vorschrift (die SS
0.1.1953 alle Gläubigen. Dıie Hıerarchen 1628 un: 1629 Abs BGB) hat das Bundesver-
polemisierten einen «talschen Begriff der fassungsgericht jedoch für nıchtig, weıl mıt der
Gleichberechtigung» un: warten dem 1mM Bun- Verfassung nıcht vereinbar erklärt.
desjustizminısteriıum ausgearbeiteten Entwurt Das 1ın der Weımarer Republık erlassene
VOT, werde «den Tatsachen der Naturord- Betriebsrätegesetz (1920) schrieb 1in allen Betrie-
Nung>» wenı1g gerecht. Sıe arnten VOT eıner ben mıt mindestens 20 Arbeitnehmern Betriebs-
«Geringschätzung der abendländisch-christli- rate VOT. Das Gesetz galt nıcht L1U!T für den
chen Rechts- un: Sozıaltradıition». Jede Ehe un:! Bereich der Privatwirtschaft, sondern auch für
Famlıulıie Nl iın iıhrer «wesentlichen Rechtsbezie- den ötftentlichen Dıienst. ıne Sonderregelunghung durch die menschliche Natur un: den für den kıirchlichen Dienstbereich gab es nıcht.
göttlichen Wıllen geordnet, daß diese durch den Die Nationalsozıalisten etzten dieses (GGeset7z
Staat nıcht geändert werden könne:» Naturge- außer Kraftt Nach 1945 wurde VO  3 den Kırchen-
mäßer Träger eıner Letztentscheidung se1l der Juristen die These vertreten, kıirchliches Dıienst-

recht se1l «weder Arbeıitsrecht och öftentlichesMann un: Vater (BrıefVO In ıhrem
Schreiben VO 1953 präzısıeren die eut- Recht,; sondern Kirchenrecht»!
schen Bischöfe ıhre Forderungen un: verlangen Der Regierungsentwurf für eın Betriebs-
praktisch nıcht wenıger als eıne Totalrevisıon des verfassungsgesetz (1950) sah ZWar VOT, daß dieses
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Gesetz nıcht tür die öffentliche Verwaltung un: 9sondern auch och durch eigene ern-
die Körperschaften des öffentlichen Rechts gel- seh- bzw Hörfunkbeauftragte und teilweise
ten solle, rechnete jedoch die Kırchen und ıhre och durch besondere « kirchliche Beauftragte»carıtatıven un! erzieherischen Einrichtungen le- für die «Verkündigungssendungen».diglich die «Tendenzbetriebe», tfür die in Am deutlichsten haben sıch katholische
einıgen Punkten Sonderregelungen gelten soll- Ideologie un: kirchliche Interessen in der Soz1ıal-
ten Dıie Kırchen sahen dadurch ıhre durch Art gesetzgebung nıedergeschlagen: Das deutsche
13/ Abs WeıLimarer Reichsverfassung (Art 140 Sozijalrecht 1st VO sSoOgenannten «Subsidiarıitäts-
GG) garantıerte Autonomıie bedroht. In Oöku- prinzıp» bestimmt. Danach 1st es Aufgabe des
meniıscher Eintracht wurden der Vorsitzende Staates, die sozıalen Rechte gewährleisten.
des Rates der Evangelischen Kırche 1ın Deutsch- Dıie Durchführung selbst obliegt jedoch
land, Bıiıschot Dıbelius, un! der Vorsitzende der nächst den nıchtstaatlichen Verbänden, den
Fuldaer Bıschofskonferenz, Kardınal Frings, in geNaANNTLEN «tfreien» Jugend- bzw Wohlfahrtsor-
tast gleichlautenden Brieten VO 12  ON bzw gyanısatıonen (Bundessozialhilfegesetz VO
8 7.1951 bei Bundeskanzler Adenauer und / $ 10; Jugendwohlfahrtsgesetz VO 1970/71,
beim Bundesmuinıister für Arbeıt vorstellıg. Sıe iınsbesondere die 665 Abs 2,14 Abs Z und

Urteil desforderten, das (sesetz dürte nıcht gelten tür Bundesverfassungsgerichts VO
«Arbeitnehmer der Religionsgesellschaften und 18 Dementsprechend 1st der Versuch
ıhrer Einrichtungen unbeschadet ıhrer der Koalitionsparteien und der Bundesregie-
Rechtstorm». LUNg, das Jugendwohlfahrtsgesetz in wesentlıi-

Unter dem ruck der Kırchen erklärte die chen Punkten reformieren, einstweılen
CDU/CSU-Fraktion darauthıin, da{fß die Dienst- Wiıderstand der die oppositionelle CDU/CSU
leistungen ınnerhalb der kırchlichen Institutio- stützenden Kırchen gescheitert, die wıeder eıne
nen nıcht vergleichbar selen mıt solchen 1n wiırt- «Verstaatliıchung der Famılie» befürchten. Dabeı
schaftlichen Betrieben, weshalb eıne Ausnahme- sınd tolgende Punkte streıtig: Das Elternrecht,
regelung Platz greifen musse. Diese Ausnah- das Recht der Jungen Menschen auf (famıliale)
meregelung wurde annn VO Bundestag ın das Mıtbestimmung, das Verhiältnis der öttentlichen
Betriebsverfassungsgesetz VO  3 1952 (bzw VO  3 Träger den «frejien» Vereinigungen der Ju-

($ 118 Abs un: ebenso 1n das Personal- gendhilfe.
vertretungsgesetz des Bundes VO 5. 8. 1955 25 Fragen der Selbstbestimmung un:! Mıt-
($ 96) aufgenommen. Den Kırchen bleibt CS Nnu verantwortung, der Werteordnung und der
überlassen, eigene Regelungen für Miıtarbeıiter- ralıschen Grundordnung unNnserer Gesellschaft
vertretungsorgane erlassen. Mehr als eıne standen in den langjähriıgen Auseinandersetzun-
halbe Miıllion Mitarbeiter kırchlicher Einrich- SCH das Strafrechtsreformgesetz (1974) un:
tungen, zumal 1mM Lehr- un: Wohlfahrtsbereich, die Eherechtsreform (1977) 1mM Miıttelpunkt des
sınd seiıther alleıin bei den beiden Großkirchen in Streıtes. Die geplanten Anderungen un: die auch
eiınem wesentlichen Punkt VO Schutz «des für aut den kırchlichen Bereich übergreifenden Ide-
alle geltenden (Gesetzes» AUSSCHNOININ! VO eıner «Demokratisierung aller Lebensbe-

Dıie Amtskirche hat es in der Bundesrepu- reiche» lıeßen die Amtskirche die anstehenden
blik Deutschland verstanden, sıch in tast allen Probleme grundsätzliıch angehen: Sıe ahm in
gesellschaftliıch relevanten Institutionen Mıtwir- deutlichem Anklang die aus eiıner gänzlıch
kungsrechte un: rechtlich gesicherte Posıtionen anderen Grundhaltung konzipierten enk-

verschafften. Dıie beiden großen Kırchen STan- schritten der Evangelıschen Kırche ın Deutsch-
den sıch dabe!1 in nıchts ach 65 sıch and Stellung «Zur Retorm des zıvilen Ehe-
Rundtfunk- oder Fernsehräte, Filmselbst- scheidungsrechtes» 1970), «Zur gesellschaftlı-
kontrolle, Presseräte der Einrichtungen des chen Entwicklung in der Bundesrepublik»
Wohlfahrtswesens handelt überall haben die (1972), «Gegen Gewalt und Terror» (1977) und
Vertreter der Amtskirche kratt gesetzlicher (3a- den «Ursachen des Terrorısmus un: die Vor-
rantıen eın Mitspracherecht. Diese Rechtsgrund- aussetzungen seiıner Überwindung» (1978) SOWI1e

ZU Problem «Gesellschaftliche Grundwertelagen wurden meıst aufgrund massıver kırchli-
cher Einflußnahmen geschaffen. So sınd bezüg- und menschliches Glück» (1976) Dıie Stellung-
ıch der Fernseh- un Rundfunkanstalten die nahmen der Bischöte wurden och durch Erklä-
Kıirchen nıcht L1UT 1n den jeweıligen «Räten» des Zentralkomitees der deutschen Ka-
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tholiken Fragen der Demokratisierung die Mithilfe des Klerus ı polıtischen Angelegen-
un: den Problemen der Grundwerte Erganzt heıten verzichten können. Formal War damıt
Diese aktuellen Stellungnahmen mündeten der allerdings Nur der VO kırchlichen Gesetzbuch
Regel diıe Forderung C1IN, der demokratische (C 139 04 CIC) vorgesehene Zustand hergestellt

Nach 1945 haben sıch katholische GeıistlicheStaat sıch allgemeın anerkannten,
turrechtlich begründbaren, auf Gottes Gebot L1UT: vereinzelt und fast ausschließlich für «christ-
ruhenden Wertvorstellungen bekennen un: SC1- iche» Parteijen als Ende der sechzıiger

Rechtsordnung daraufhin ausrichten Jahre jedoch mehr Geıistliche ıhre Stimme
dementsprechend handeln!?. auch ZUugunsten anderer Parteiıen erhoben und

Dar für diese warben, untersagten die deutschen
Bischöfe den Priestern öffentliche parteıpoliti-Alleinvertretungsanspruch der Amtskirche sche Aktivıtäten (27 1973) . Die rage, ob die

Bezüglich des Verhältnisses der Kırche ZU Bischöte AazZu überhaupt berechtigt WAarrcCch, da CS
dernen Staat 1ST der politischen Dımension C1INEe sıch C1IiNEC Konkordatsmaterie handelt!“,

braucht 1er nıcht diskutiert werden Beach-höchst aufschlußreiche Entwicklung testzustel-
len Während Begınn des demokratisch parla- enswert 1ST erster Linıe die Tendenz Die
mentarischen Lebens den deutschen Landen Laı1en haben polıitische Funktionen 1U Ge-

Jahrhundert die kirchlichen Interessen horsam gegenüber der Hıerarchie auszuüben dıe
erster Linıe VO SOgENANNILEN «politischen Ka- Geistlichen haben sıch Nur auf das rein Seelsorg-tholizısmus» durch Priester un Laıen lıche beschränken, dessen Umfang VO der
wurden, War der Heıilige Stuhl Spater bemüht, Hıerarchie bestimmt wırd
seinen politischen Einfluß direkt, gleichsam
mıiıttelbar VO «Regierung Regierung» geltend Resümeemachen

Mıt dem Ziel der Schwächung der politisch- Am Ende des «Jahrhunderts der Lal1en» hat
parlamentarischen Reprasentanz des « p01iti- Deutschland die Amtskirche als ein NEUArLLIZES

An  An chen Katholizismus» hatten die Natıionalsozıa- Syndrom VO Hıerarchen und dominıerenden
lısten daraufhingearbeitet da{flß das Reichskon- Bürokraten durch ExtenNSIVeEe Interpretation der
kordat (nach dem Vorbild des iıtalıenıschen Kon- gesetzlichen Grundlagen und der CISCNCN Zu-

r
kordats MmMIiIt dem taschistischen Italıen C1INC ständıigkeit durch C1iNEC restriktive Haltung
sogenannte «Entpolitisierungsklausel» aufge- gegenüber den katholischen Politikern einerseıts
NOmMMmMEN wurde In diesem Punkt deckten sıch un! der politischen Verantwortung der Geıistlı-

j3 also die Interessen beıder Vertragspartner wenn chen andererseits den Anspruch alleinıger politı-
auch AauS$S unterschiedlichen Gründen Artikel 372 scher Kompetenz durchgesetzt Von Fragen der
des Reichskonkordates verbietet Priestern und Staatsverschuldung ZU!T Strafrechtsreform, VO
Ordensleuten C1INEC parteipolitische Betätigung Famıilienrecht bis ZUur Verteidigungspolitik reicht
[ Die Amtskirche, ınsbesondere der Heılıge Stuhl der amtskiırchliche Anspruch auf gestaltende
glaubten dank der Konkordate ZUgunsten direk- Miıtwirkung, wobe!ı Klerus und Laijenschaft die
ter Kontakte ber Nuntiıatur und Episkopat, auf Aufgabe gehorsamer Erfüllungsgehilfen haben

Hırtenbrief der deutschen Bischöfte VO 23 194 /In großen Prozeflß 1955—56 VOT dem Bundesvertas-
sungsgericht S1INS die Frage ach der Gültigkeıit des Amtsbl Rottenburg 18 (1947)
Reichskonkordates un! darum, ob Cin Bundesland (ın diesem Hırtenbrief der deutschen Bischöfe VO' 26 1948
Fall Nıedersachsen) CiNe VO': Reichskonkordat abweichende Amitsbl. Rottenburg 19(1 1
Neuregelung schulpolitischen Bereich eintühren dürte > Amtsbl. Rottenburg 19(1948 195—198
Das Bundesverfassungsgericht bejahte letzteres, obwohl W öste, Dıie Aufgaben des Katholischen Büros

Gorschenek Katholiken un! ihre Kırche der Bundesrepu-das verfassungsmäßige Zustandekommen un! die Jegale Fort-
dauer dieses Konkordates ausdrücklich teststellte Der Kon- blık Deutschland (München/Wıen
kordatsprozefß hg Giese Frh Heydte Vgl Reidick Dıie hierarchische Struktur der Ehe
(München Bde (München 1953 Aazu kritisch Wiedmaier, Die Wertung

Degen, Diakonie un! Restauratıiıon Kritik sozıalen der Frau den Hirtenbriefen der deutschen Bischöfe VO:
Protestantismus der Bundesrepublik Deutschland (Neu- 1950—59 (masch. geschr. Zulassungsarbeıt Tübingen
wied/Darmstadt Zıt beı Wiedmaıier, Dıie Wertung der Frau, 79#
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Z
DIE LLE DER AMTSKIRCHE DER UNDE  PUBLIK

Amtsbl. Bamberg 1953, 37 NEUMANN
So Kalisch, rund- un! Eınzelfragen des 1929 geboren War Professor tür Kırchenrecht der Uniıiver-kirchlichen Dıiıenstrechts: ZEvKR (1952/53) 244#f Tübingen, verzichtete 1977 autf den kirchlichen Lehraut-11 Vgl ZUuU Ganzen aus der Vertretung kirchlichen Inter-

sc5; Rıchardı, Kirchenautonomie un! gesetzliche Be- Lrag un! 1ST dort SECEIL 1978 Protessor tür Rechts- un:! eli-
g10NSSOZ1L0logie Veröffentlichungen Menschenrechte —triebsverfassung:  WT1  . amn ZEvKR (1978) 36/—413 auch der Kırche? (Zürich Grindrifß des Katholi-“ Vgl Neumann, Demokratie und Normativıtät. Ge- schen Kirchenrechts (Darmstadt ’ Kırche und Staat

SCH die Tyranneı der VWerte: Demokratie ı Spektrum der
Wiıssenschaften, hg artmann (Freiburg/München Handbuch der christlichen FEthik (Freiburg u. 1979)

266—-279 Der relıgıonspolıtische Ort der Kırche der Bun-4310 desrepublik Deutschland ThQ 156 (1976) 171 1872 DasAKathKTR 134 (1974) rechtliche Verhältnis zwıischen Kirche und Staat der Bun-Vgl Herrmann, Reichskonkordat unterlaufen? Pu- desrepublık Deutschland Katholiken un! ıhre Kırcheblık-Forum v 10 1973 19 und K Walt Zur parteıpoliti- Gorschenek (München 162—1 Das Grundrecht derschen Tätigkeit der Priester Frankfurter Hefte 1974 Glaubens- und Religionsfreiheit als Grundlage der Zuord-List] (Dıie «Erklärung der deutschen Bıschotskonferenz Zur

parteıpolıtischen Tätigkeit der Priester» VO 27 1973 NUunNng VO Staat un! relıg1ösen Institutionen Menschenrech-
Aspekte ihrer Verwirklichung, hg SchwartländerO’OAÄA [1975] 166-—-1 76) dagegen NTU, die Bischöfe (Tübingen 1221 147 Martyrıum Inquisıtion Exor-völlıg frei, C1iNC solche Vorschrift erlassen

Z1SI1US Angst und Gewalt he Stietencron (Düssel-
dorf 171-212; Demokratie und Normativıtät: Demo-
kratie ı Spektrum der Wıssenschaften, hg. artmann
(Freiburg 4310 Anschrift: Im Rotbad 9) D—74\|
Tübingen

Dıe Religionsfreiheit besteht erster Linıe
der Erklärung, da{ßß ein jeder freı SCIMN mußJacques Robert dieser der Religion anzuhängen der

nıcht Und Religion IST jede Gläubigkeıit,Die politische Lage und Rolle jeder Glaube, jede Welterklärung oder Weltan-
der Kırchen Frankreich schauung verstehen, jede Auffassung des Uni-

VEISUMS, Ja auch jede Getühls- der Lebensge-
meinschaft!. In diesem Sınne 1ST die Religions-

Die Rolle, welche die Kırchen Frankreich freiheit Meıinungsfreiheit S1C 1ST Gewissenstrei-
natiıonalen polıtischen Leben tatsächlich spielen, eıt

spielen wünschen oder eventuel|l fürchten, och 1ST Religionsfreiheit WEeIL mehr als Nur
bleibt unverständlıich WenNnn Inan vergißt, wel- das S1e annn nıcht CINZ1S und allein als Me1ı-
chem rechtlichen Kontext sıch dıe Beziehungen nungsfreiheıit angesehen werden Di1e relıg1öse
der Machteinflüsse untereinander entfalten Wirklichkeit beschränkt sıch Ja nıcht autf einNne

Gewiß die tranzösısche Republık garantıert blofße Gläubigkeıit, Glauben Zu allen eli-
die Religionsfreiheıit, versteht sıch selbst aber als S1ONCNH, allen Sekten und Geistesschulen gehört
«neutral» S1e ll «la1zistisch» SCHMN, das heißt neben Lehrsystem, dem der Gläubige,
die relıg1ösen Kulte weder «anerkennen» och Anhänger der Vertechter USUMMT, e1iIiNE rituel-
«  nterstutzen>» le Praxıs, ein ult Dıie Kultpraxıs beginnt oft MIT

Einweihungsritus und dann ı derWelche Rückwirkungen hat eiNe solche Lage
auf die polıtischen Stellungnahmen, die die Kır- Folge C1NC TIreue den Gebräuchen un: ber-
chen dem der anderen Problem Uu- lıieterungen voraus, Ja Cin VO regelmäßigen
nehmen werden können? UÜbungen durchpulstes indıvıduelles Verhalten

I dDiese Kultpraxıs 1ST VO Gesichtspunkt des
Religionsfreiheit allgemeinen Gläubigen aus gesehen ein Wesentliches dereli-

Die Religionsfreiheit 1St ein inhaltlıch sehr kom- Z10N un: nıcht bloß C1INEC Ausdrucksweise der
plexer Begriff Dreı unterschiedliche Elemente relıg1ösen Gläubigkeıit So annn also keine
lassen SIC  a  h freilegen Religionsfreiheit geben, WenNn sıch ZUur (sew1s-
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